
kehrt hatte, nach dieser Bestimmung zu fünfzehn Mo­
naten Gefängnis*.

Die — soweit das vom Verfasser überblickt werden 
kann — in Rechtsprechung und, Rechtswissenschaft herr­
schende Lehre, daß das einfache arbeitsrechtliche Vor­
gesetztenverhältnis kein Aufsichtsverhältnis i. S. des 
§ 174 Z i f f .  1 StGB darstellt, hält einer gründlichen wis­
senschaftlichen Untersuchung nicht stand. Sie ist außer­
dem mit dem Gesetz nicht zu vereinbaren. Für diese 
Rechtsansicht wird häufig das Argument angeführt, daß 
unter unseren gesellschaftlichen Bedingungen die kapi­
talistischen Ausbeutungsverhältnisse weitgehend besei­
tigt seien und daß demzufolge zwischen Vorgesetzten 
bzw. privaten Unternehmern und den ihnen uncerstell­
ten bzw. bei ihnen beschäftigten Personen keine Ab­
hängigkeit bestehe. Im vorliegenden Fall brachte aas 
Kreisgericht, dessen Ausführungen sich das Bezirks­
gericht ausdrücklich angeschlossen hat, diesen Beweis­
grund vor. Auch in einem Urteil des Bezirksgerichts 
Dresden vom 29. Juni 1956s heißt es: „Während in 
früheren Zeiten, als noch kapitalistische Verhältnisse 
und vor allem Arbeitslosigkeit herrschten, ein Unter­
ordnung sverhältnis der Hausgehilfinnen zu dem sog. 
Hausherrn bestand, kann heute hiervon nicht mehr ge­
sprochen werden. Heute sind die Werktätigen wirklich 
frei, die jederzeit unter Einhaltung der arbeitsrechtlichen 
Bestimmungen ihren Arbeitsplatz wechseln können. 
Wenn auch die beiden Hausangestellten verhältnis­
mäßig noch sehr jung waren, so konnten auch sie ihre 
Stellung bei dem Angeklagten kündigen und ein neues 
Arbeitsverhältnis eingehen. Sie hätten auch einen 
neuen Arbeitsplatz bekommen, da Arbeitskräfte, vor 
allem Hausangestellte, gesucht werden. Da ein Abhän­
gigkeitsverhältnis der Geschädigten zu dem Angeklag­
ten nicht bestand, durfte er auch nicht wegen Unzucnt 
unter Ausnutzung eines Abhängigkeitsverhaltnisses be­
straft werden“*.

Eine derartige Auslegung geht nicht vom gesetzlichen 
Tatbestand des § 174 Ziff. 1 StGB aus. Dort wird über­
haupt nicht von „abhängigen Personen“, sondern von 
„zur Aufsicht anvertrauten Menschen“ gesprochen. Die 
(übrigens unverbindliche) Überschrift des § 174: „Un­
zucht unter Ausnutzung eines Ab hängig ueitsv er nält- 
nisses“ ist —  zumindest, soweit sie Z i j f .  1  b e t r i f f t  —  
unrichtig und irreführend. Man sollte hier besser von 
„Autoritätsverhältnissen“ sprechen. Diese Bezeichnung 
drückt auch das Wesen der Sache aus. Die Delikte nacn 
§ 174 Ziff. 1 StGB sind nämlich deswegen besonders 
gesellschaftsgefährlich und verwerflich, weil der Täter 
die mit seiner Stellung verbundene Gelegenheit und 
Autorität ausnutzt, um mit dem ihm anvertrauten Ju­
gendlichen geschlechtlich zu verkehren. Sexualverbre­
chen, die durch Autoritätspersonen an ihnen anvertrau­
ten Jugendlichen begangen werden, versetzen letztere 
außerdem in besondere Konfliktsituationen, die eine 
schwere seelische Belastung darstellen und schwere 
und nachhaltige psychische Schäden, nach sich ziehen 
können1. Da die Autoritätsperson ständig oder doch oft 
mit dem Jugendlichen zusammen ist, ist natürlich auch 
die Gelegenheit zur Wiederholung der Straftat beson­
ders groß. Ferner sind derartige Delikte — wie jedes 
andere an Kindern oder Jugendlichen begangene 
Sexualverbrechen auch — geeignet, bei dem heran- 
wachsenden Menschen die moralischen Hemmungen 
auf dem Gebiet des Geschlechtslebens abzuschwäcnen 
oder zu beseitigen und ihn mit schädlichen Auffassun­
gen über die Beziehungen zwischen den Geschlechtern 
zu vergiften.

Aus dem Zweck des Tatbestands des § 174 Z i f f .  1 
StGB und dem Charakter der durch ihn unter Strafe 
gestellten Handlungen folgt, daß die in den angeführten 
Entscheidungen gemachten Ausführungen über die Ab- 
hängigkeits- und kapitalistischen Ausbeutungsverhält­
nisse am Kern der Dinge Vorbeigehen.

4 m DS 92/53.
5 2b NDS 199/56.
e Bemerkenswert ist, daß auch-die Gerichte der kapitalisti­

schen Bundesrepublik die Anwendung des § 174 Ziff. 1 StGB 
auf das arbeitsrechtliche Vorgesetztenverhältnis zwischen 
Unternehmern bzw. ihren Funktionären und den bei ihnen 
beschäftigten Jungarbeiterinnen bzw. -arbeitern ablehnen (so 
z. B. BGHSt. 2, 157). Diese Beschränkung, die in auffallendem 
Gegensatz zu der sonst in der Rechtsprechung der Bundes­
republik herrschenden offiziellen Prüderie und der Tendenz 
zur Ausweitung der Tatbestände des Sexualstrafrechts steht, 
entspricht den Interessen der dort herrschenden Bourgeoisie.

7 Geisler, Die gerichtlich-psychiatrische Begutachtung sexuell
mißbrauchter Kinder, Haile (Saale) 1954, S. 68 f.

Autoritätsverhältnisse existieren auch in der sozia­
listischen und kommunistischen Gesellschaft. Es muß 
sie —  wie Friedrich E n g e l s  in seinem Aufsatz „Von 
der Autorität“ 4  5  *  7  8  nachgewiesen hat — geben, wenn sich 
nicht das geordnete gesellschaftliche Zusammenleben 
der Menschen in Chaos und Anarchie auflösen soll.

Auch das Vorgesetztenverhältnis zwischen leitenden 
Funktionären in sozialistischen Betrieben und ihnen 
unterstellten Arbeitern und Angestellten stellt ein 
Autoritätsverhältnis dar. Das arbeitsrechtliche Vor­
gesetztenverhältnis zwischen privaten Unternehmern, 
Handwerkern, Gewerbetreibenden und Einzelbauern 
auf der einen und den bei ihnen beschäftigten Personen 
auf der anderen Seite ist ebenfalls ein solches der Auto­
rität — wenn auch eines anderer Art, das ferner durch 
unsere Gesellschaftsordnung und die Gesetzgebung un­
seres Staates auf das zur ordnungsgemäßen Leitung des 
Betriebes notwendige Maß beschränkt wurde.

Es ist eine selbstverständliche Pflicht des sozialisti­
schen Staates, Jugendliche vor geschlechtlichem Miß­
brauch durch Autoritätspersonen, die sie bei der Arbeit 
zu beaufsichtigen und anzuleiten haben, strafrechtlich 
zu schützen. Es ist dabei nicht erforderlich, daß die 
Autoritätsperson auch berechtigt und verpflichtet ge­
wesen sein muß, den Jugendlichen a u ß e r h a l b  der 
Arbeitszeit zu beaufsichtigen, wie das z. B. das OLG 
Halle in dem oben zitierten Urteil meinte. Es genügt 
die bloße Arbeitsaufsicht. Die in dem bereits zitierten 
Urteil des Bezirksgerichts Dresden vom 29. Juni 1956 
vertretene These, daß in der DDR die Werktätigen 
„wirklich frei“ seien, daß sie demzufolge in keinem 
Abhängigkeitsverhältnis zu ihrem arbeitsrechtlichen 
Vorgesetzten (dort einem selbständigen Friseurmeister) 
stünden, dieser also nicht nach § 1 7 4  Z i f f .  1 StGB ver­
urteilt werden könne, wenn er sich an den bei ihm be­
schäftigten oder ihm unterstellten Jugendlichen ge­
schlechtlich vergreift, steht in Wirklichkeit zur Freiheit 
der Werktätigen im krassen Gegensatz. Denn zu dieser 
Freiheit gehört doch wohl auch, daß die werktätige Ju­
gend — insbesondere die weibliche — nicht ungestraft 
von ihrem „Chef“ sexuell mißbraucht werden darf und 
daß ihre Stellung im Betrieb nicht davon abhängig ge­
macht werden darf, ob sich die Jugendliche vorher dem 
Vorgesetzten hingegeben hat oder nicht. Das hat das 
Bezirksgericht völlig verkannt.

Die hier kritisierte Einengung des Tatbestands des 
§ 1 7 4  Ziff. 1 StGB hat in der Justizpraxis zu untrag­
baren Ergebnissen geführt. Ein anschauliches Beispiel 
dafür stellt das zuletzt zitierte Urteil dar, dem folgen­
der Sachverhalt zugrunde lag: Der Angeklagte war 
selbständiger Friseurmeister. Er beschäftigte in seinem 
Geschäft ein 18jähriges Lehrmädchen sowie in seinem 
Haushalt zunächst eine 16jährige und danach eine 
14jährige Hausangestellte. Mit allen drei Mädchen nahm 
er Unzuchtshandlungen vor,  Der Senat bestrafte jedoch 
nur den sexuellen Mißbrauch des 18jährigen Lehr­
mädchens nach § 174 Ziff. 1. Die an den 14- und 16jäh- 
rigen, also wesentlich jüngeren, Mädchen vorgenomme­
nen Sexualhandlungen sah es nur als Beleidigung an. 
Dieses Ergebnis ist unhaltbar, weil es auf einer durch 
nichts gerechtfertigten Differenzierung zwischen dem 
sexuellen Mißbrauch von Lehrlingen und dem von ju­
gendlichen Arbeitern beruht. Da das Bezirksgericht 
offenbar selbst nicht davon überzeugt war, daß im letz­
teren Fall die Straflosigkeit gerechtfertigt werden 
könnte, beschritt es den immerhin recht problemati­
schen Weg einer Verurteilung wegen Beleidigung, die 
das Wesen sowie die gesellschaftliche Gefährlichkeit 
und moralische Verwerflichkeit solcher Delikte nicht 
richtig zum Ausdruck bringt.

Im hier vorliegenden Fall hätte der Angeklagte aus 
den angeführten Gründen wegen aller an der Gisela F. 
verübten sexuellen Handlungen — auch wegen derjeni­
gen, die begangen wurden, als sie nicht mehr bei den 
Bauersleuten wohnte —  nach § 174 Z i f f .  1 StGB bestraft 
werden müssen. Nur eine solche Beurteilung des Ver­
haltens des Angeklagten wäre dem Charakter und der 
Schwere seiner Taten in vollem Umfang gerecht 
geworden.

3. Offenbar hat sich das Bezirksgericht bei seiner Ent­
scheidung, welche den Gegenstand dieses Beitrags bil­
det, von dem Bestreben leiten lassen, dem Tatbestand

8 Marx/Engels, Ausgewählte Schriften in zwei Bänden, Ber­
lin 1951, Bd. 1, S. 603—606.
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